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93/23 – Kreis Coesfeld

Allgemeinverfügung zur Umsetzung der Bekanntma-
chung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) 
nach § 79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz (AMG) vom 19. 4. 
2023 (Banz AT 25.04.2023 B4) bezüglich des Versor-
gungsmangels der Bevölkerung mit antibiotikahaltigen 
Säften für Kinder

Die folgende Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage von 
§ 79 Abs. 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) vom 12. De-
zember 2005 (BGBI. I S. 3394) in der z. Z. geltenden Fas-
sung i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 3a der Verordnung über die Zu-
ständigkeiten im Humanarzneimittel-, Medizinprodukte- und 
Apothekenwesen sowie auf dem Gebiet des Schutzes vor 
nichtionisierender Strahlung bei der Anwendung am Men-
schen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 100) in der z. Z. 
geltenden Fassung sowie der Bekanntmachung des Bun-
desministeriums für Gesundheit (BMG) vom 19. April 2023 
(Banz AT 25.04.2023 B4).

Allgemeinverfügung

Regelungen

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten für öffent-
liche Apotheken, die ihren Sitz im Gebiet des Kreisgebiet 
Coesfeld haben. 

I. Gestattung

Den öffentlichen Apotheken im Gebiet des Kreisgebietes 
Coesfeld wird in Bezug auf in der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht zugelassene antibiotikahaltige Säfte für Kinder 
folgende Abweichung von § 73 Abs. 3 Nr. 1 AMG gestattet:
• Die Bestellung der betreffenden Arzneimittel durch die 

Apotheken kann erfolgen, ohne dass der jeweiligen Apo-
theke zu diesem Zeitpunkt eine Bestellung einer einzel-
nen Person und eine Verschreibung für das betreffende 
Arzneimittel vorliegen.
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• Eine Bevorratung der betreffenden Arzneimittel kann in 
angemessenem Umfang bis zu einem 4-Wochenvorrat, 
zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Versorgung 
der Kunden der Apotheke, erfolgen.

• Diese Ausnahme gilt nur für Arzneimittel, die aus Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder anderen Ver-
tragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum bezogen werden.

Die weiteren Vorgaben des § 73 Abs. 3 AMG bleiben unbe-
rührt.

Die nach § 18 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) in je-
dem Fall der Verbringung aufzuzeichnenden Angaben sind 
durch die Apotheke vorzuhalten und auf Verlangen der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde unverzüglich bereitzustellen. 

Hinweis:
Die Beratungspflichten, die sich aus § 20 Apothekenbe-
triebsordnung (ApBetrO) ergeben, sind zu beachten.

II. Geltungsdauer

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
gabe in Kraft. 

Die Gestattung gilt bis einschließlich 31.12.2023. 

Sollte das Bundesministerium für Gesundheit bereits zuvor 
feststellen, dass ein Versorgungsmangel oder eine bedroh-
liche übertragbare Krankheit im Sinne des § 79 Abs. 5 AMG 
nicht mehr vorliegt, endet diese Gestattung mit dem Zeit-
punkt der Feststellung und Bekanntmachung. Maßgebend 
ist der Tag nach der entsprechenden öffentlichen Bekannt-
machung des Bundesministeriums für Gesundheit im Bun-
desanzeiger.

Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teilweise 
widerrufen oder mit Nebenbestimmungen versehen werden.

Begründung
Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministeri-
ums für Gesundheit nach § 79 Abs. 5 Satz 5 AMG liegt durch 
die Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 19.04.2023 
veröffentlicht am 25.04.2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4) vor. 
Konkret hat das BMG folgendes festgestellt: 

„Auf Grund des § 79 Absatz 5 des Arzneimittelgesetzes 
(AMG) macht das Bundesministerium für Gesundheit be-
kannt:
Derzeit besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für 
Arzneimittel und Medizinprodukte in Deutschland ein 
Versorgungsmangel mit antibiotikahaltigen Säften für 
Kinder. Bei antibiotikahaltigen Arzneimitteln in Form 
von Säften handelt es sich um Arzneimittel, die zur Vor-
beugung oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkran-
kungen eingesetzt werden. Für diese Arzneimittel steht 
oftmals keine alternative gleichwertige Arzneimittelthera-
pie zur Verfügung. Diese Feststellung ermöglicht es den 
zuständigen Behörden der Länder, nach Maßgabe des 
§ 79 Absatz 5 und 6 AMG im Einzelfall ein befristetes Ab-
weichen von den Vorgaben des AMG zu gestatten. Das 
Bundesministerium für Gesundheit wird bekannt ma-
chen, wenn der Versorgungsmangel nicht mehr vorliegt.“

Durch diese Allgemeinverfügung wird der legitime Zweck 
erreicht, die Versorgung der Bevölkerung mit antibiotikahal-
tigen Säften für Kinder sicherzustellen. Die getroffene Maß-
nahme ist geeignet, da den Apotheken eine weitere Mög-
lichkeit zur Beschaffung und Bevorratung entsprechender 
Arzneimittel eröffnet wird. Die Maßnahme ist auch angemes-
sen und auf das erforderliche Maß begrenzt, da sich diese 
Allgemeinverfügung darauf beschränkt, den Apotheken die 

Bestellung der betreffenden Arzneimittel ohne vorliegende 
Bestellung einzelner Personen sowie eine Bevorratung bis 
zu einem Vierwochenbedarf aus EU- Ländern oder Staaten 
der EWR zu gestatten. Die weiteren Voraussetzungen des 
§ 73 Abs. 3 AMG sind einzuhalten. Überdies ist die Maßnah-
me auf den Versorgungsmangel befristet und endet späte-
stens am 31.12.2023.

Der Widerrufsvorbehalt stützt sich auf § 36 Verwaltungsver-
fahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen und er-
möglicht es der Behörde ggf. kurzfristig zu reagieren, wenn 
dies insbesondere aus Gründen der Arzneimittelsicherheit 
erforderlich sein sollte.

Rechtsbehelf
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungsge-
richt Münster, Piusallee 38, 48147 Münster oder Postfach 
80 48, 48043 Münster schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage einreichen. Die 
Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der 
Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den 
Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen eingereicht werden. Das Dokument muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen sein 
und an die elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt 
werden. Nähere Informationen hierzu können u. a. auf der 
Internetseite des Verwaltungsgerichts Münster unter http://
www.vg-muenster.nrw.de/kontakt/e_rechtverkehr/index.php 
eingesehen werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden sollte, würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet.

Coesfeld, 30. Mai 2023

Kreis Coesfeld
Der Landrat
gez. Dr. Schulze Pellengahr 

94/23 – Kreis Coesfeld

Benachrichtigung des Kreises Coesfeld über die Anord-
nung	einer	öffentlichen	Zustellung	gem.	§	10	LZG	NRW	
an	Herrn	Rogelio	Jose	Lopez	Vasco

Ein Dokument des Kreises Coesfeld vom 28.04.2023, Ak-
tenzeichen 36-310196-fr., ist zuzustellen an Herrn Rogelio 
Jose Lopez Vasco, zuletzt wohnhaft in E-29700 Malaga, C / 
Pablo Picasso 26.4-A.

Das Dokument konnte bisher nicht zugestellt werden, weil 
eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist oder keinen Er-
folg verspricht.
Mit Anordnung vom 16.05.2023 wurde die öffentliche Zu-
stellung durch eine Bekanntmachung angeordnet. Das Do-
kument kann eingesehen und vom Empfänger in Empfang 
genommen werden auf meiner Dienststelle in

48249 Dülmen 
Kreuzweg 27 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Frau Frieling 

Rechtsgrundlage für diese öffentliche Zustellung ist § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 
07.03.2006 (GV NW S.94) in der zurzeit geltenden Fassung. 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

http://www.vg-muenster.nrw.de/kontakt/e_rechtverkehr/index.php
http://www.vg-muenster.nrw.de/kontakt/e_rechtverkehr/index.php
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Sofern das Dokument eine Ladung zu einem Termin enthält, 
kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben.

Dülmen, den 16.05.2023 

Kreis Coesfeld 
Der Landrat 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Im Auftrag 
gez. Frieling

95/23 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) und § 19 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Errich-
tung	und	zum	Betrieb	von	drei	Windenergieanlagen	 in	
Lüdinghausen

Die Bürgerwindpark Ondrup GbR, Ondrup 40, 59348 Lüding-
hausen, hat mit Antrag vom 21.03.2023 eine Genehmigung 
zur Errichtung und zum Betrieb von drei Windenergieanla-
gen der Firma Nordex Typ N163/6.8 mit einer Nennleistung 
von 6,8 Megawatt, einer Nabenhöhe von 164 m (WEA 1 und 
WEA 3) bzw. 118 m (WEA 2) und einer Gesamthöhe von 
245,5 m bzw. 199,5 m auf den Grundstücken Gemarkung 
Lüdinghausen-Kirchspiel, Flur 47, Flurstück 23 (WEA 1), Ge-
markung Lüdinghausen-Seppenrade, Flur 54, Flurstück 17 
(WEA 2), Flur 54, Flurstück 22 (WEA 3) beantragt. 

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung ge-
mäß den Vorschriften der 4. Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen) und des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG). 

Für das Vorhaben wird auf Antrag der Antragstellerin nach 
§ 7 Absatz 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt. Ein entsprechender UVP-Bericht wurde vorgelegt.

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BImSchG in Ver-
bindung mit §§ 8 und 9 der Verordnung über das Geneh-
migungsverfahren (9. BImSchV) und § 19 UVPG öffentlich 
bekannt gemacht. 

Die drei Anlagen sollen im Jahr 2024 in Betrieb genommen 
werden, sofern die Genehmigung für die Errichtung und den 
Betrieb erteilt wird.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unter-
lagen und Gutachten einschließlich der Umweltverträglich-
keitsuntersuchung (UVP-Bericht) liegen nach der Bekannt-
machung einen Monat – vom 06.06.2023 bis einschließlich 
05.07.2023 – während der allgemeinen Dienststunden zur 
Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1. Stadt Lüdinghausen, Raum 311, Borg 2, 
 59348 Lüdinghausen;
2. Stadt Dülmen, Raum 26, Heinrich-Leggewie-Straße 13, 
 48249 Dülmen;
3. Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70-Umwelt, Raum 218, 
 Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Die ausgelegten Antragsunterlagen enthalten folgende ent-
scheidungserhebliche Unterlagen über die Umweltauswir-
kungen des Vorhabens: 

- Schallimmissionsprognose, Februar 2023
- Schattenwurfprognose, Januar 2023
- UVP-Bericht, 04. April 2023

- Landschaftpflegerischer Begleitplan, 30. März 2023
- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Stufe II, Februar 2023
- Artenschutzrechtliche Überprüfung möglicher kumu-

lierender Wirkungen Stand 30.06.2022; Anpassungen 
02.02.2023

- Baugrundgutachten, 15.03.2023
- Gutachten zur Standorteignung, 27.01.2023 
-  usw.

Der UVP-Bericht und die oben genannten Unterlagen sind 
auf der Homepage der Kreisverwaltung Coesfeld unter www.
kreis-coesfeld.de unter „Aktuelles“ – „Bekanntmachung Um-
welt“ zugänglich gemacht. Das Vorhaben wird zudem über 
das zentrale UVP-Portal des Landes NRW unter www.uvp-
verbund.de unter dem Suchbegriff „WP Ondrup“ bekannt 
gemacht.

Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 06.06.2023 
bis einschließlich 07.08.2023 bei den vorgenannten Behör-
den schriftlich und bei der Kreisverwaltung Coesfeld gemäß 
§ 3a Verwaltungsverfahrensgesetz NRW auch elektronisch 
unter dem Betreff „Einwendung WP Ondrup“ vorgebracht 
werden (immissionsschutz(at)kreis-coesfeld.de).
Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen. 
Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen (Präklusionswirkung). 
Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren.

Die Einwendungsschreiben werden an den Antragsteller 
sowie an die am Verfahren beteiligten Behörden, deren 
Aufgabenbereich von Einwendungen berührt wird, zur Stel-
lungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Einwenders 
werden dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht, 
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der 
Einwendung erforderlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, werden diese ge-
mäß § 10 Absatz 4 Nr. 3 und Absatz 6 BImSchG – auch bei 
Ausbleiben der Antragsteller oder von Personen, die fristge-
recht Einwendungen erhoben haben – in einem besonderen 
Erörterungstermin erörtert. 

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 20.09.2023, 
ab 09:00 Uhr, im Großen Sitzungssaal der Kreisverwaltung 
Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str.7, 48653 Coesfeld. Eine noch-
malige Bekanntmachung des Termins erfolgt nicht. Die Erör-
terung kann bei Bedarf fortgesetzt werden. Sollte der Termin 
nicht oder an einem anderen Termin stattfinden, wird dies 
rechtzeitig vorher öffentlich bekannt gemacht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme 
haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden der 
Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Ausle-
gungsstellen Einwendungen erhoben haben. Sonstige Per-
sonen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern 
genügend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag wird allen 
Einwendern schriftlich zugestellt. Die Zustellung kann durch 
eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Kreis Coesfeld, den 25.05.2023
Der Landrat
70.1-2023/0301
Im Auftrag
gez.
Frank Geburek

http://www.kreis-coesfeld.de
http://www.kreis-coesfeld.de
www.uvp-verbund.de
www.uvp-verbund.de
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96/23 – Musikschule Coesfeld

Haushaltssatzung	 des	 Zweckverbandes	 „Musikschule	
der	Gemeinden	Billerbeck,	Coesfeld	und	Rosendahl“	für	
das	Haushaltsjahr	2023

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023) in 
Verbindung mit §§ 18 und 19 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit i. d. F. der Bekanntmachung vom 
01.10.1979 (GV NW S. 621/SGV NW 202), jeweils in der 
zurzeit gültigen Fassung, hat die Verbandsversammlung 
gem. § 6 der Satzung des Zweckverbandes „Musikschule 
der Gemeinden Billerbeck, Coesfeld und Rosendahl“ am 
25.04.2023 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraus-
sichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird 

im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf  1.118.300 €
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 1.118.300 €

im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 1.116.400 €

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 1.125.000 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Investitionstätigkeit auf 0 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Investitionstätigkeit auf 15.000 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit auf 0 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der  Finanzierungstätigkeit auf 0 €

festgesetzt.

§ 2

Die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2023 wird auf 
540.400,00 € festgesetzt.

Sie beträgt für die

 Stadt Billerbeck   75.833,00€
 Stadt Coesfeld 403.167,00 €
	 Gemeinde	Rosendahl	 		61.400,00	€

§ 3

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 5

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage zum Aus-
gleich des Ergebnisplans ist nicht vorgesehen. 

§ 6

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 65.000,00 € 
festgesetzt.

§ 7

Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung werden sämtliche 
Haushaltspositionen gem. § 21 Kommunalhaushaltsverord-
nung (KomHVO) zu einem Budget „Musikschule“ verbun-
den. Innerhalb dieses Budgets sind die Summe der Erträge 
und die Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung 
verbindlich. Dies gilt auch für Einzahlungen und Auszah-
lungen für Investitionen.

Mehrerträge in dem Budget berechtigen zu Mehraufwen-
dungen. Das Gleiche gilt für Mehreinzahlungen und Mehr-
auszahlungen für Investitionen.

§ 8

Der Zustimmung der Verbandsversammlung bedürfen über- 
und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen, 
soweit sie je Position den Betrag von 10.000,00 € über-
schreiten.

Beträge unter 10.000,00 € gelten generell als unerheblich.

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Jahr 2023 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die nach § 19 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit in der zurzeit gültigen Fassung er-
forderliche Genehmigung über die Festsetzung der Ver-
bandsumlage in § 2 dieser Satzung ist vom Landrat als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Verfügung vom 
15.05.2023 erteilt worden.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines halben Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

 
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden,
 
c)  der Verbandsvorsteher hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet,
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 

Zweckverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Coesfeld, den 24.05.2023  
   
gez. Dr. M. Boland-Theißen 
(Verbandsvorsteherin)
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97/23 - Wasser- und Bodenverband - Sandbach, Sitz Dülmen

Einladung	zur	Mitgliederversammlung	des	Wasser-	und	
Bodenverbandes Sandbach am 06.06.2023 um 19:00 Uhr 
im	Hof	Vormann,	Ondrup	36,	59348	Lüdinghausen,	wird	
hiermit gemäß § 7 Abs. 3 der Satzung eingeladen.

Tagesordnung:
 
1. Begrüßung durch den Verbandsvorsteher

2. Rechenschaftsbericht für die Jahre 2018 bis 2022

3. Wahl der Ausschussmitglieder

4. Maßnahmen zur Umsetzung der EU-Wasserrahmen-
richtlinie

5. Sonstiges

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7, Abs. 3 der 
Satzung die Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Erschienenen beschlussfähig ist. Die Bekanntma-
chung der Mitgliederversammlung erfolgt gemäß § 32 der 
Satzung.

Im Anschluss an die Mitgliederversammlung findet an glei-
cher Stelle eine Sitzung des Ausschusses statt.

Tagesordnung:

1. Wahl des Vorstandes und deren Stellvertreter sowie 
des Verbandsvorstehers und dessen Vertreter

2. Sonstiges

Die Mitglieder des Ausschusses werden darauf hingewie-
sen, dass laut § 11 Absatz 2 der Verbandssatzung ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlossen wird.

Zu den genannten Sitzungen darf ich Sie herzlich einladen.

Dülmen, den 25.05.2023

Wasser- und Bodenverband Sandbach
gez. Hubertus Hölper
Verbandsvorsteher

98/23 – Sparkasse Westmünsterland

Aufgebot und Kraftloserklärungen von Sparurkunden 
der	Sparkasse	Westmünsterland

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland 
mit der Nr. 370021198 (ggf. ausgestellt unter der Nummer 
30104145, BLZ 401 540 06) geführten Spareinlage bean-
tragt das Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 16.08.2023 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 16.05.2023 

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND

gez. Der Vorstand

Kraftloserklärung

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Spar-
urkunde mit der Nummer 353035348 hiermit für kraftlos.

Ahaus / Dülmen, den 09.05.2023

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Kraftloserklärung

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Spar-
urkunde mit der Nummer 353078298 hiermit für kraftlos.

Ahaus / Dülmen, den 09.05.2023

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Kraftloserklärung

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Spar-
urkunde mit der Nummer 453012809 hiermit für kraftlos.

Ahaus / Dülmen, den 09.05.2023

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Kraftloserklärung

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Spar-
urkunde mit der Nummer 353079452 hiermit für kraftlos.

Ahaus / Dülmen, den 11.05.2023

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Kraftloserklärung

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Spar-
urkunde mit der Nummer 353088636 hiermit für kraftlos.

Ahaus / Dülmen, den 11.05.2023

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Kraftloserklärung

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Spar-
urkunde mit der Nummer 382080406 hiermit für kraftlos.

Ahaus / Dülmen, den 15.05.2023

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand


